
schaftlichen Erzeugnissen — vom 23. September 1969 
[GBl.-Sdr. Nr. 646]);

— daß sich kein Emtegut unter der im Bergeraum einge­
setzten Maschine befindet, welches sich entzünden 
kann (§ 23 der ABAO 105/3).

Der Schaden von über 600 000 M hätte mit wenig Aufwand 
an Arbeitskraft, Arbeitszeit und Material verhütet wer­
den können, wenn der Brandschutz unter Beachtung der 
spezifischen Bedingungen, wie das § 11 BrandsehutzG for­
dert, in der LPG gewährleistet worden wäre.
Um in Zukunft in der LPG den Brandschutz optimal und 
wirksam zu sichern, ist es notwendig, die Einhaltung der 
Gesetzlichkeit auf dem Gebiet des Brandschutzes, die Er­
höhung von Ordnung, Disziplin und Sicherheit verstärkt 
zum Gegenstand der politisch-ideologischen Erziehungs­
arbeit, der Kontrolle und Rechenschaftslegung zu machen 
mit dem Ziel, Disziplin- und Rechtsverletzungen wirksam 
zu verhüten bzw. konsequent auf sie zu reagieren. Dabei 
liegt es gemäß § 11 Abs. 2 BrandsehutzG insbesondere in der 
Verantwortung des Vorsitzenden der Genossenschaft, die 
Bereitschaft der Kollektive der Werktätigen zur aktiven 
Mitarbeit und bewußten Einhaltung der Anforderungen 
im Brandschutz in stärkerem Maße zu fördern und zu ent­
wickeln, die Erfahrungen der Besten zu verallgemeinern 
und im Rahmen des sozialistischen Wettbewerbs beson­
ders anzuerkennen.
Es ist erforderlich, eine Vorstandssitzung einzuberufen, in 
der dieser Protest ausgewertet wird. An dieser Auswertung 
sollten auch die Brigadeleiter teilnehmen.

A n m e r k u n g :

D e r  Protest wurde vom Staatsanwalt in einer erweiterten 
Vorstandssitzung der LPG ausgewertet, an der auch ein 
Vertreter der Abteilung Landwirtschaft und Nahrungs­
güterwirtschaft des Rates des Kreises und der Leiter der 
Abteilung Feuerwehr des Volkspolizeikreisamtes teil- 
nahmen.
Die Leitungskader der LPG haben aus dem Protest kon­
krete Schlußfolgerungen für die gewissenhafte Erfüllung 
ihrer Pflichten im Gesundheits-, Arbeits- und Brandschutz 
abgeleitet. Mit der umfassenden Wahrnehmung dieser 
Pflichten üben sie einen wirksamen Einfluß auf die Festi­
gung von Ordnung, Disziplin und Sicherheit in der LPG 
aus.
In der Aussprache ging es gleichzeitig darum, in der Ge­
nossenschaft bestimmte materiell-technische Bedingungen 
für die konsequente Durchsetzung des Gesundheits-, Ar­
beits- und Brandschutzes zu verbessern. Die erforderlichen 
Maßnahmen dazu wurden unverzüglich vom Rat des Krei­
ses eingeleitet.
Der Protest und seine Auswertung haben dazu beigetra­
gen, bei den LPG-Mitgliedern die bewußte Einhaltung der 
Pflichten im Brandschutz als Bestandteil der Arbeitsauf­
gaben auszuprägen.
Der Protest wurde auch der Abteilung Landwirtschaft und 
Nahrungsgüterwirtschaft des Rates des Bezirks zur Aus­
wertung in anderen landwirtschaftlichen Betrieben über­
sandt. Diese hat alle Leiter der Abteilungen Landwirt­
schaft und Nahrungsgüterwirtschaft der Räte der Kreise 
über den Inhalt des Protestes informiert, so daß sie eine 
Auswertung mit den verantwortlichen Leitungskräften der 
nachgeordneten Betriebe vornehmen konnten. Der Protest 
wurde der regelmäßigen Einschätzung der Entwicklung auf 
dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes sowie 
des Brandschutzes in den LPGs und der Festlegung ent­
sprechender Maßnahmen zur Beseitigung von Mängeln 
durch das Fachorgan der Räte der Kreise mit zugrunde 
gelegt. In Vorbereitung der Winterfütterung wurde die 
erwähnte Brandschutzinstruktion für die LPG-Tierproduk- 
tion überarbeitet und eine regelmäßige Kontrolle der Ein­
haltung der Festlegungen gesichert.

Rudolf E n g e l m a n n ,
Staatsanwalt beim Staatsanwalt des Bezirks Suhl
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